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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 10.
Januar 1995 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger die
auÃ�ergerichtlichen Kosten des gesamten Verfahrens zu erstatten. Die Revision
wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung.

Der 1946 geborene KlÃ¤ger, ein tÃ¼rkischer StaatsangehÃ¶riger, der keine
Berufsausbildung absolviert hat, lebt seit 1969 in Deutschland und war seitdem hier
versicherungspflichtig als Bauarbeiter (Baufachwerker) beschÃ¤ftigt.

Am 7. Mai 1990 erlitt der KlÃ¤ger bei einem Arbeitsunfall eine perforierende
Hornhautverletzung des linken Auges, die die Implantation einer Hinterkammerlinse
erforderlich machte. Die Bau-Berufsgenossenschaft Hannover gewÃ¤hrt dem
KlÃ¤ger wegen der Unfallfolgen ab 1. Januar 1994 eine Verletztenrente nach einer
Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit von 20 vom Hundert. Am 25. Juli 1991 erlitt der
KlÃ¤ger einen weiteren Arbeitsunfall und war wegen orthopÃ¤discher Beschwerden
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bis 15. Dezember 1992 arbeitsunfÃ¤hig. Ab 19. Januar 1993 wurde erneut
ArbeitsunfÃ¤higkeit festgestellt.

Am 16. Februar 1993 beantragte der KlÃ¤ger bei der Beklagten die GewÃ¤hrung
einer Rente wegen Erwerbsminderung, was er vor allem mit der Augenverletzung
und Beschwerden an der LendenwirbelsÃ¤ule begrÃ¼ndete. Die Beklagte ermittelte
im Versicherungskonto des KlÃ¤gers 267 Beitragsmonate, davon 50 in der Zeit vom
16. Februar 1988 bis zum 15. Februar 1993, und lieÃ� den KlÃ¤ger nach Beiziehung
medizinischer Unterlagen in ihrer Ã�rztlichen Abteilung untersuchen und
begutachten. Frau Dr. H kam in ihrem am 3. September 1993 abgeschlossenen
Gutachten zu dem Ergebnis, dass der KlÃ¤ger mit RÃ¼cksicht auf die
Sehminderung des linken Auges, ein LWS-Syndrom bei Bandscheibenprotrusion
neben weiteren degenerativen VerÃ¤nderungen, ein rezidivierendes Ulcusleiden,
beiderseitige Gonarthrose und ein komplikationsloses Venenleiden nur noch
mittelschwere Arbeiten Ã¼berwiegend im Sitzen oder in wechselnder Haltung ohne
hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Heben, Tragen und Bewegen von Lasten, ohne GefÃ¤hrdung
durch KÃ¤lte, NÃ¤sse und besonderen Zeitdruck, bei Ausschluss von Staub und
ohne besondere Anforderungen an beidÃ¤ugiges Sehen in der NÃ¤he sowie die
Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit vollschichtig verrichten kÃ¶nne.

Daraufhin lehnte die Beklagte den Rentenantrag des KlÃ¤gers mit Bescheid vom 14.
September 1993, bestÃ¤tigt durch Widerspruchsbescheid vom 7. Dezember 1993,
im Wesentlichen mit der BegrÃ¼ndung ab, der KlÃ¤ger sei weder berufs- noch
erwerbsunfÃ¤hig nach Â§Â§ 43 Abs. 2, 44 Abs. 2 Sozialgesetzbuch â�� SGB â�� VI,
wobei es nicht entscheidungserheblich sei, ob er die bisherige TÃ¤tigkeit als
Bauarbeiter noch ausÃ¼ben kÃ¶nne, weil er auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
noch in anderen, ihm zumutbaren TÃ¤tigkeiten vollschichtig einsetzbar sei.

Mit der am 8. Januar 1994 erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger sein Rentenbegehren
weiterverfolgt.

Das Sozialgericht hat Befundberichte von den behandelnden Ã�rzten des KlÃ¤gers
eingeholt, und zwar von dem Augenarzt Dr. T, seinen HausÃ¤rzten W. und R. G und
der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie Dr. K. AnschlieÃ�end hat das Gericht
ein medizinisches SachverstÃ¤ndigengutachten von dem Arzt fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr.
Dr. Z eingeholt. Dieser hat in seinem Gutachten vom 7. Juni 1994, auf das wegen
der Einzelheiten Bezug genommen wird, folgende Diagnosen aufgefÃ¼hrt:

1. Protrusionen und WirbelsÃ¤ulenverschleiÃ�, WirbelsÃ¤ulenfehlstatik mit
rezidivierenden SchmerzzustÃ¤nden und Ausstrahlungen in die oberen und unteren
ExtremitÃ¤ten,

2. Reizerscheinungen der groÃ�en und kleinen ExtremitÃ¤tengelenke (Schultern,
HÃ¼ften, Knie sowie Hand- und Fingergelenke) mit beginnenden Arthrosen und
Reizerscheinungen sowie KnorpelverschleiÃ�,

3. Krampfaderleiden der unteren ExtremitÃ¤ten mit zum Teil trophischen
VerÃ¤nderungen, insbesondere im Unterschenkelbereich,
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4. fragliches Ulcusleiden, depressive Verstimmungen.

Zum LeistungsvermÃ¶gen hat der Gutachter im Wesentlichen zusammenfassend
ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur noch leichte bis mittelschwere Arbeiten im
Wechsel der Haltungsarten, Ã¼berwiegend im Sitzen, vollschichtig verrichten,
wobei Hitze, KÃ¤lte, Staub, Feuchtigkeit und Zugluft, einseitige kÃ¶rperliche
Belastungen, TÃ¤tigkeiten unter Zeitdruck sowie in festgelegtem Arbeitsrhythmus
und an laufenden Maschinen, auf Leitern und GerÃ¼sten, mit dem Heben und
Tragen von Lasten Ã¼ber 5 kg sowie TÃ¤tigkeiten in Wechsel- und Nachtschicht
auszuschlieÃ�en seien; die Fingergeschicklichkeit und der Kraftschluss rechts
(-RechtshÃ¤nder-) seien eingeschrÃ¤nkt; die Ã¼blichen Pausen reichten aus,
Besonderheiten fÃ¼r den Weg zur Arbeit seien nicht zu berÃ¼cksichtigen.
OrthopÃ¤discherseits sei die Leistungsminderung nicht zu beheben, da es sich um
VerschleiÃ�erscheinungen handle.

Das Sozialgericht hat in anderen Verfahren erteilte berufskundliche AuskÃ¼nfte der
Arbeitsverwaltung vom 14. Juni 1991 und 28. Mai 1993 betreffend TÃ¤tigkeiten als
PfÃ¶rtner bzw. Telefonist in das Verfahren eingefÃ¼hrt und mit Urteil vom 10.
Januar 1995 dem Antrag des KlÃ¤gers folgend die Beklagte unter Aufhebung des
Bescheides vom 14. September 1993 in der Fassung des Widerspruchsbescheides
vom 7. Dezember 1993 verurteilt, ihm Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit ab 1.
MÃ¤rz 1993 zu gewÃ¤hren. In den EntscheidungsgrÃ¼nden, auf die wegen der
Einzelheiten Bezug genommen wird, hat das Gericht im Wesentlichen sinngemÃ¤Ã�
ausgefÃ¼hrt, die zulÃ¤ssige Klage sei begrÃ¼ndet. Beim KlÃ¤ger seien die
versicherungsrechtlichen und medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die
GewÃ¤hrung einer Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit nach Â§ 44 SGB VI gegeben.
Nach dem Ergebnis der medizinischen Ermittlungen im Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren sowie bei der Berufsgenossenschaft sei der KlÃ¤ger wegen der
festgestellten EinschrÃ¤nkungen seiner LeistungsfÃ¤higkeit in seinem bisherigen
Beruf als Bauarbeiter nicht mehr einsetzbar. Die Kammer sehe hier eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen als gegeben an, die
nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts â�� BSG â�� ausnahmsweise
auch bei einem ungelernten, auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbaren
Versicherten die Benennung einer konkreten Verweisbarkeit erforderlich mache.
VerweisungstÃ¤tigkeiten, die der LeistungsfÃ¤higkeit des KlÃ¤gers entsprÃ¤chen,
habe die Beklagte nicht genannt, sie seien auch von der Kammer nicht gefunden
worden. Insbesondere kÃ¶nne der KlÃ¤ger nicht auf eine TÃ¤tigkeit als
MuseumswÃ¤rter, Platzanweiser, Kartenkontrolleur, Garderobier, BÃ¼robote oder
PfÃ¶rtner verwiesen werden und sei auch fÃ¼r Sortier- und KontrolltÃ¤tigkeiten
ungeeignet. Wegen der ungewÃ¶hnlichen BeeintrÃ¤chtigungen des
LeistungsvermÃ¶gens sei der allgemeine Arbeitsmarkt fÃ¼r den KlÃ¤ger
verschlossen, was dazu fÃ¼hre, dass er nicht nur berufsunfÃ¤hig, sondern
erwerbsunfÃ¤hig sei.

Gegen das ihr am 28. Februar 1995 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 22. MÃ¤rz
1995 Berufung eingelegt und unter Bezugnahme auf eine Stellungnahme der
Ã�rztin fÃ¼r Innere Medizin Dr. W vom 24. Mai 1995 geltend gemacht, die vom
Sozialgericht vertretene Auffassung finde in dem von ihm eingeholten

                             3 / 20

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/44.html


 

fachorthopÃ¤dischen Gutachten des Dr. Dr. Z keine StÃ¼tze. Die von ihm
angefÃ¼hrten qualitativen EinschrÃ¤nkungen seien teilweise nicht durch seine
Untersuchungsbefunde begrÃ¼ndet. Die Leiden rechtfertigten in ihrer Auswirkung
auf das LeistungsvermÃ¶gen nicht die Annahme einer ungewÃ¶hnlichen
Summierung von qualitativen EinschrÃ¤nkungen.

Mit Bescheid vom 28. September 1995 hat die Beklagte das angefochtene Urteil
vorlÃ¤ufig ausgefÃ¼hrt.

Der Senat hat Befundberichte von den behandelnden Ã�rzten des KlÃ¤gers
eingeholt, und zwar von dem Augenarzt Dr. T, der Ã�rztin fÃ¼r Neurologie und
Psychiatrie Dr. K und den HausÃ¤rzten W. und R. G, die auch
Untersuchungsbefunde vom 13. Dezember 1994 und 26. September 1995 aus dem
RÃ¶ntgen-Institut Dr. von R Ã¼bersandt haben. Der Durchgangsarzt und Chirurg Dr.
E hat wiederholte, lÃ¤ngere Behandlungen des KlÃ¤gers wegen Lumbalgien
bescheinigt. Ferner hat der Senat die Akten des vom KlÃ¤ger gegen die Bau-
Berufsgenossenschaft Hannover gefÃ¼hrten Rechtsstreits â�� S 70 U 25/92 â��
vorÃ¼bergehend beigezogen und Fotokopien u.a. von den dort zwischen Juli 1993
und Juni 1995 eingeholten augenfachÃ¤rztlichen Gutachten des Dr. H und des Prof.
Dr. W zu den Akten genommen und auch der Beklagten zur Kenntnis gegeben.
Danach besteht beim KlÃ¤ger auf dem linken Auge eine narbige Verziehung der
Hornhaut mit irregulÃ¤rem Astigmatismus, die zu einer SehschÃ¤rfe von weniger
als 0,4 und erhÃ¶hter Blendung unter Alltagsbedingungen fÃ¼hrt. Das rechte Auge
weist eine Stabsichtigkeit sowie Presbyopie auf.

SchlieÃ�lich hat der Senat Ã¼ber den Gesundheitszustand und das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers Beweis erhoben durch Einholung eines
schriftlichen SachverstÃ¤ndigengutachtens des Arztes fÃ¼r OrthopÃ¤die Dr. E. In
seinem Gutachten vom 7. Juli 1996, auf das wegen der Einzelheiten verwiesen wird,
hat der SachverstÃ¤ndige im Wesentlichen folgende, fÃ¼r das LeistungsvermÃ¶gen
des KlÃ¤gers relevante Leiden festgestellt: Rezidivierende Cephalgien im Sinne von
Stirnkopfschmerzen, ein recidivierendes HWS-Syndrom im Sinne von Nacken-
Schulterverspannungen, eine geringe SehnenansatzentzÃ¼ndung im Bereich des
linken Schultergelenkes mit geringer schmerzhafter FunktionseinschrÃ¤nkung, eine
geringe FunktionseinschrÃ¤nkung nach verheiltem Bruch des rechten Daumens, ein
LWS-Syndrom mit Lumbalgien und Lumboischialgien beiderseits bei initialen
degenerativen VerÃ¤nderungen und deutlicher BandscheibenvorwÃ¶lbung bei
L5/S1 mit Kontakt zu den nervÃ¶sen Strukturen, eine recidivierende Muskel- und
SehnenansatzentzÃ¼ndung an beiden HÃ¼ften, Arthralgien in beiden Kniegelenken
bei beginnenden degenerativen VerÃ¤nderungen sowie ein erhebliches
Krampfaderleiden beider Unterschenkel.

Zum LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers hat der Gutachter zusammenfassend
ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne nur noch leichte Arbeiten in geschlossenen
RÃ¤umen unter Vermeidung von klimatischen EinflÃ¼ssen verrichten. Es sei eine
TÃ¤tigkeit in hÃ¤ufig wechselnder KÃ¶rperhaltung zwischen Stehen, Gehen und
Sitzen (ohne lÃ¤ngeres Stehen oder Sitzen) anzustreben, da einseitige kÃ¶rperliche
Belastung, Arbeiten unter Zeitdruck, Akkord- und FlieÃ�bandarbeiten, Arbeiten in
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festgelegtem Arbeitsrhythmus sowie an laufenden Maschinen nicht mehr zumutbar
seien. Ein Haltungswechsel jederzeit nach freiem Entschluss sei unbedingt
sicherzustellen, da die anamnestisch geschilderten und durch die klinischen
Untersuchungen objektivierten recidivierenden NervenwurzelreizzustÃ¤nde bei
Zwangshaltung die Beschwerden sehr verstÃ¤rkten. Das Heben und Tragen von
Lasten sei bis 10 kg mÃ¶glich. Die erheblich verminderte BelastungsfÃ¤higkeit
resultiere aus der minderbelastbaren WirbelsÃ¤ule bei BandscheibenvorwÃ¶lbung.
TÃ¤tigkeiten auf Leitern und GerÃ¼sten sowie Wechsel- und Nachtschicht seien
nicht zumutbar. Arbeiten, die die Fingergeschicklichkeit sowie den kraftvollen
Einsatz beider HÃ¤nde voraussetzten, seien nur noch eingeschrÃ¤nkt mÃ¶glich. Mit
diesen EinschrÃ¤nkungen reiche das LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r eine vollschichtige
TÃ¤tigkeit mit Ã¼blichen Pausen aus, Besonderheiten fÃ¼r den Weg zur Arbeit
seien nicht zu berÃ¼cksichtigen. Die leistungsmindernden Erkrankungen seien
nicht behebbar, da es sich um degenerative VerÃ¤nderungen handle.

Die Beklagte hat daraufhin an ihrem bisherigen Standpunkt festgehalten und
geltend gemacht, der KlÃ¤ger sei mit den qualitativen EinschrÃ¤nkungen, die sich
aus der prÃ¼fÃ¤rztlichen Stellungnahme des Arztes fÃ¼r Innere Medizin und
Sozialmedizin Dr. F vom 22. November 1996 ergÃ¤ben (vgl. Bl. 154 der
Gerichtsakte) auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt vollschichtig einsetzbar und damit
nicht rentenberechtigt. Der Benennung einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit
bedÃ¼rfe es unter BerÃ¼cksichtigung der Rechtsprechung des BSG nicht. Das
Erfordernis eines jederzeit mÃ¶glichen Haltungswechsels stelle keine schwere
spezifische LeistungseinschrÃ¤nkung dar. Im Ã�brigen habe der Gutachter Dr. E als
BegrÃ¼ndung dafÃ¼r angegeben, dass sich bei Zwangshaltung die Beschwerden
sehr verstÃ¤rken wÃ¼rden. Damit habe er klargestellt, dass lediglich eine
Zwangshaltung zu vermeiden sei. Auch die EinschrÃ¤nkung der SehfÃ¤higkeit des
KlÃ¤gers sei nicht so gravierend, dass sie Zweifel an seiner Einsetzbarkeit in einem
Betrieb aufkommen lieÃ�e, zumal das SehvermÃ¶gen nach dem Gutachten von
Prof. Dr. W durch eine Kontaktlinse verbessert werden kÃ¶nne. Es handele sich um
eine â�� wenn auch nicht unerhebliche â�� Anzahl von LeistungseinschrÃ¤nkungen,
die nicht dazu fÃ¼hrten, dass der KlÃ¤ger nur noch unter nicht betriebsÃ¼blichen
Arbeitsbedingungen arbeiten kÃ¶nne. Bei vollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen und
Verweisbarkeit auf den allgemeinen Arbeitsmarkt bestehe weder Berufs- noch
ErwerbsunfÃ¤higkeit, wie der Gesetzgeber im Ã�brigen inzwischen klargestellt
habe.

Der Senat hat mit Urteil vom 14. Februar 1997 die Berufung der Beklagten
zurÃ¼ckgewiesen und dies in den EntscheidungsgrÃ¼nden, auf die wegen der
Einzelheiten verwiesen wird, im Wesentlichen damit begrÃ¼ndet, das Sozialgericht
habe zutreffend entschieden, dass dem KlÃ¤ger ab 1. MÃ¤rz 1993 Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit zustehe. Nach dem Gutachten des Dr. E kÃ¶nne er nur noch
vollschichtig leichte Arbeiten in hÃ¤ufig wechselnder KÃ¶rperhaltung zwischen
Gehen, Stehen und Sitzen verrichten, wobei unbedingt sicherzustellen sei, dass er
einen Haltungswechsel jederzeit nach freiem Entschluss vornehmen kÃ¶nne. Unter
BerÃ¼cksichtigung dieser und diverser weiterer LeistungseinschrÃ¤nkungen u.a.
hinsichtlich des SehvermÃ¶gens sowie der Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit
bestÃ¼nden erhebliche Zweifel, ob der KlÃ¤ger Ã¼berhaupt noch in einem Betrieb
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einsetzbar sei. Er sei den von der Rechtsprechung entwickelten sogenannten
Seltenheits- oder KatalogfÃ¤llen zuzuordnen, weil er nur noch unter
Arbeitsbedingungen tÃ¤tig sein kÃ¶nne, die auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
unÃ¼blich seien, denn ein ungelernter oder einfach angelernter Arbeiter sei
Ã¼blicherweise nicht im Wechsel der drei Haltungsarten bei jederzeit selbst
bestimmbaren Haltungswechsel tÃ¤tig. Dem KlÃ¤ger mÃ¼sse deshalb ein
konkreter Verweisungsberuf benannt werden, der weder von der Beklagten
angegeben noch sonst ersichtlich sei. Damit sei ihm der allgemeine Arbeitsmarkt
verschlossen, so dass er als erwerbsunfÃ¤hig beurteilt werden mÃ¼sse.

Das BSG hat auf die Nichtzulassungsbeschwerde der Beklagten die Revision
zugelassen, das Urteil vom 14. Februar 1997 aufgehoben und die Sache zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung zurÃ¼ckverwiesen. In den GrÃ¼nden
seiner Entscheidung vom 25. MÃ¤rz 1998, auf die wegen des Inhalts im Einzelnen
Bezug genommen wird (Bl. 183 bis 186 Gerichtsakte) hat das BSG im Wesentlichen
ausgefÃ¼hrt, aufgrund der bisher getroffenen Feststellungen lasse sich die Frage
nicht beantworten, ob der KlÃ¤ger einen Anspruch auf Versichertenrente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit habe. ErwerbsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 44 Abs. 2 SGB VI sei
auch ein Versicherter mit vollschichtigem LeistungsvermÃ¶gen, wenn er nur noch
VollzeitarbeitsplÃ¤tze ausfÃ¼llen kÃ¶nne, die in dieser Weise in der Arbeitswelt als
ErwerbsmÃ¶glichkeiten nicht (mehr) vorhanden seien. Vor der Frage, ob beim
KlÃ¤ger eine "Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen" im Sinne
der Rechtsprechung des BSG vorliege und somit die Pflicht zur spezifischen
Benennung einer TÃ¤tigkeit bestehe, sei zunÃ¤chst zu prÃ¼fen, ob es in der
Arbeitswelt typischerweise eine bzw. keine TÃ¤tigkeit gebe, die dem
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers entspreche, und welche EinkÃ¼nfte
gegebenenfalls aus dieser TÃ¤tigkeit erzielt werden kÃ¶nnten. Eine solche
PrÃ¼fungspflicht bestehe zwar nicht immer, sei aber jedenfalls dann zu bejahen,
wenn â�� wie hier â�� aufgrund des gesundheitlichen Leistungsbildes ein deutlicher
Hinweis auf das Fehlen von TÃ¤tigkeitstypen (meist anders ausgedrÃ¼ckt:
Verschlossenheit des Arbeitsmarktes) vorliege und somit ein Anlass zu Ermittlungen
gegeben sei. Die Beklagte habe zu Recht gerÃ¼gt, dass das
RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers umfassend habe ermittelt werden mÃ¼ssen.
Insbesondere sei die vom orthopÃ¤dischen SachverstÃ¤ndigen nicht eindeutig
nachvollziehbar begrÃ¼ndete und ungewÃ¶hnliche Anforderung einer jederzeit
nach freiem Entschluss hÃ¤ufig wechselnden KÃ¶rperhaltung z.B. durch Nachfrage
bei diesem SachverstÃ¤ndigen weiter aufzuklÃ¤ren. Ferner fehlten Feststellungen,
ob es in der Arbeitswelt eine bzw. keine TÃ¤tigkeit gÃ¤be, die dem
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers entspreche und welche EinkÃ¼nfte aus dieser
TÃ¤tigkeit gegebenenfalls erzielt werden kÃ¶nnten. Dies sei z.B. durch Einholung
eines berufskundlichen SachverstÃ¤ndigengutachtens oder berufskundlicher
AuskÃ¼nfte von Amts wegen zu klÃ¤ren. Nach Feststellung dieser Tatsachen werde
sich voraussichtlich bereits die Frage der ErwerbsfÃ¤higkeit positiv oder negativ
beantworten lassen, so dass es auf die weitere Frage nicht mehr ankomme, ob beim
KlÃ¤ger ein sogenannter Seltenheits- oder Katalogfall, eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine schwere spezifische
Leistungsbehinderung vorliege und aus einem dieser GrÃ¼nde eine namentlich zu
benennende TÃ¤tigkeit zu ermitteln sei.
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Der Senat hat daraufhin von Dr. E eine ergÃ¤nzende gutachterliche Stellungnahme
zu dem beim KlÃ¤ger erforderlichen Wechsel der Haltungsarten eingeholt. Der
Gutachter hat hierzu unter dem 3. Oktober 2000 ausgefÃ¼hrt, der KlÃ¤ger kÃ¶nne
wegen objektivierter VerÃ¤nderungen im HWS-Bereich sowie eines LWS-Syndroms
im Sinne von Lumbalgien und Lumboischialgien bei deutlicher
BandscheibenvorwÃ¶lbung im letzten Bewegungssegment glaubhaft nur
hintereinander 60 Minuten sitzen, danach mÃ¼sse er wegen verstÃ¤rkter
Kreuzschmerzen aufstehen und herumlaufen. Nach 30-minÃ¼tigem Gehen mÃ¼sse
er sich wegen Kreuzschmerzen wieder hinsetzen und kÃ¶nne nur 20 Minuten
stehen. Aufgrund der genannten Beschwerdesymptomatik, die durch die
nachgewiesenen VerÃ¤nderungen im LWS-Bereich bedingt seien, sei ein Wechsel
zwischen allen drei Haltungsarten erforderlich, wobei eine Ã¼berwiegend sitzende
TÃ¤tigkeit sinnvoll erscheine. Der erforderliche Haltungswechsel sei nicht zur
Vermeidung von Zwangshaltungen erforderlich, sondern der KlÃ¤ger kÃ¶nne auch
mit Beschwerden nicht lÃ¤nger in einer Haltung hintereinander tÃ¤tig sein. Der
KlÃ¤ger mÃ¼sse in der Lage sein, zur Schmerzentlastung jederzeit nach freiem
Entschluss eine entlastende Haltung einzunehmen. Bei dem geforderten
Haltungswechsel sei eine Arbeitsunterbrechung nicht erforderlich, so dass die
betriebsÃ¼blichen Pausen ausreichend seien. TÃ¤tigkeiten als Postleser oder
Telefonist ermÃ¶glichten einen Haltungswechsel nach freiem Entschluss.

Die Beklagte hat die dem Gutachter vorgelegten Fragen beanstandet, wegen des
Zeitablaufes seit der letzten Untersuchung eine erneute orthopÃ¤dische
Begutachtung fÃ¼r erforderlich angesehen und zu der gutachterlichen
Stellungnahme in der Sache geÃ¤uÃ�ert, dass das von Dr. E wiederholte Erfordernis
eines Wechsels zwischen allen drei Haltungsarten nach freiem Entschluss durch den
von ihm dargestellten medizinischen Sachverhalt nicht bestÃ¤tigt werde und er nur
dem Vorbringen des KlÃ¤gers Rechnung getragen habe. Dessen subjektive Angabe,
dass er hintereinander nur 60 Minuten sitzen, 30 Minuten gehen und 20 Minuten
stehen kÃ¶nne, stelle im Ã�brigen nur die Beschreibung einer TÃ¤tigkeit im
Wechsel der Haltungsarten ohne weitere EinschrÃ¤nkungen dar, wobei Dr. E eine
Ã¼berwiegend sitzende TÃ¤tigkeit sinnvoll erscheine. Der Begriff "Ã¼berwiegend"
bedeute in der Rentenbegutachtung 51 bis 90 % der Arbeitszeit. Es handle sich
nicht um betriebsunÃ¼bliche Bedingungen, so dass keine Pflicht zur Benennung
einer konkreten VerweisungstÃ¤tigkeit bestehe. Im Ã�brigen sei vor der PrÃ¼fung
einer Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder einer
schweren spezifischen LeistungseinschrÃ¤nkung zunÃ¤chst einmal medizinisch und
berufskundlich festzustellen, ob das RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers nÃ¤her
aufgefÃ¼hrte kÃ¶rperliche Verrichtungen, die in ungelernten TÃ¤tigkeiten
Ã¼blicherweise gefordert wÃ¼rden, zulasse.

Im Ã�brigen existierten entgegen der nicht nachvollziehbaren, durch nichts
belegten Aussage des berufskundlichen SachverstÃ¤ndigen H vom
Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg, auf die der erkennende Senat sich in einem
anderen Verfahren zu Unrecht gestÃ¼tzt habe, durchaus ArbeitsplÃ¤tze in
nennenswerter Anzahl, bei denen die MÃ¶glichkeit zum Wechsel der
KÃ¶rperhaltung nach individuellem Bedarf bestehe, wie sich aus einer vom 16.
Senat des LSG Berlin herangezogenen berufskundlichen
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SachverstÃ¤ndigenfeststellung des Herrn S vom Arbeitsamt H-Mitte vom 20.
September 1999 (Bl. 220 GA) ergebe. Die dort aufgefÃ¼hrten TÃ¤tigkeiten
wÃ¼rden hilfsweise auch als VerweisungstÃ¤tigkeiten fÃ¼r den KlÃ¤ger genannt,
nÃ¤mlich

a) Helfer in den verschiedensten Kommissionierungsbereichen,

b) einfache Kontroll- und PrÃ¼ftÃ¤tigkeiten auÃ�erhalb der qualifizierten
GÃ¼teprÃ¼fung (z.B. Gummidichtungen),

c) Pack- und Abpackarbeiten fÃ¼r Zahnarztbedarf (ZahnfÃ¼llstoffe), chirurgisches
Kleinmaterial etc.,

d) Abpackarbeiten in der ErnÃ¤hrungsindustrie bzw. im Handel wie z.B. Tee, Kapern
etc.,

e) Montieren, Verpacken von Kunststoffkleinteilen (z.B. Auto-, Brillen-,
Glasindustrie),

f) verschiedene BearbeitungsvorgÃ¤nge in der Produktion und Montage von z.B.
Kugelschreibern, FÃ¼llfederhaltern etc.,

g) Zusammenstellen von Mustern fÃ¼r den Vertreterbetrieb (z.B. StrÃ¼mpfe
verschiedener Art auf einem Tableau befestigen).

Ansonsten sei von diesem SachverstÃ¤ndigen eine berufskundliche Stellungnahme
zu erbitten, ob auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt TÃ¤tigkeiten existierten, die der
KlÃ¤ger mit dem ihm verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen noch verrichten kÃ¶nne.

Mit Schreiben vom 3. September 2002 hat der Leiter des Arbeitsamtes Hamburg-
Wandsbek B S mitgeteilt, dass er die vom Senat erbetene berufskundliche
Stellungnahme wegen Widerrufs der Genehmigung seiner NebentÃ¤tigkeit als
berufskundlicher SachverstÃ¤ndiger nicht erteilen kÃ¶nne und gebeten, sich an die
gleichermaÃ�en kompetenten Mitarbeiter der Berliner ArbeitsÃ¤mter zu wenden.

Daraufhin hat der Senat mit Schreiben vom 23. September 2002 vom
Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg eine berufskundliche Stellungnahme dazu
erbeten, ob der KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung der im Einzelnen aufgefÃ¼hrten,
sich aus den im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren eingeholten bzw.
beigezogenen Gutachten ergebenden EinschrÃ¤nkungen seines
LeistungsvermÃ¶gens noch in der Lage ist, die von der Beklagten benannten oder
andere TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes zu verrichten und ob
gegebenenfalls derartige ArbeitsplÃ¤tze ausreichend vorhanden und frei
verfÃ¼gbar sind.

Mit Schreiben vom 10. Dezember 2002 hat sich der fÃ¼r berufskundliche
AuskÃ¼nfte zustÃ¤ndige Sachbearbeiter des Landesarbeitsamtes Berlin-
Brandenburg B wie folgt geÃ¤uÃ�ert:
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Die von der Beklagten unter c) bis g) genannten TÃ¤tigkeiten seien in den dortigen
berufskundlichen Unterlagen in dieser TrennschÃ¤rfe (z.B. Abpackarbeiten fÃ¼r
Kapern) nicht bekannt und entzÃ¶gen sich damit hinsichtlich des konkreten
Anforderungsprofils einer berufskundlichen WÃ¼rdigung. ErgÃ¤nzend zu generellen
Informationen Ã¼ber Zugangserfordernisse und Anforderungsprofile an die
vielfÃ¤ltigen TÃ¤tigkeiten als Kommissionierer, GÃ¼teprÃ¼fer, Verpacker sowie
AbfÃ¼ller und Packhelfer seien deshalb anhand der bei 175 (von 276)
ArbeitsÃ¤mtern in Deutschland aktuell vorliegenden Stellenangebote die
Arbeitsaufgaben und QualitÃ¤tsanforderungen fÃ¼r derartige TÃ¤tigkeiten
recherchiert worden. Allgemein bearbeiteten Kommissionierer Warenbestellungen
und VersandauftrÃ¤ge. Sie stellten Waren je nach Auftragsvorgabe durch
entsprechende Entnahme aus dem Lager zusammen und Ã¼berprÃ¼ften die
zusammengestellten Partien auf VollstÃ¤ndigkeit und Beschaffenheit. Bei ihren
TÃ¤tigkeiten bedienten sie die erforderlichen FÃ¶rdermittel und UmschlaggerÃ¤te
und beachteten dabei vor allem auch die Ladevorschriften des jeweiligen
Transportmittels. Da die Verwaltung der WarenbestÃ¤nde heute in aller Regel
Ã¼ber elektronische Systeme laufe, seien EDV-Kenntnisse vorteilhaft. In den
unterschiedlichen Wirtschaftsbranchen bestehe eine groÃ�e Aufgabenvielfalt.
Berufserfahrung, kÃ¶rperliche Belastbarkeit, gute bis sehr gute Deutschkenntnisse,
MobilitÃ¤t (Pkw oder zumindest FÃ¼hrerschein) und der Besitz eines Gabel-Stapler-
Scheins seien die am hÃ¤ufigsten genannten Anforderungen an die Bewerber. Der
Beruf eines Kommissionierers sei dem KlÃ¤ger aus berufskundlicher Sicht nicht zu
empfehlen, weil es sich zumindest zeitweilig um mittelschwere, eventuell auch
schwere TÃ¤tigkeiten handele, die Arbeit auch auÃ�erhalb geschlossener RÃ¤ume
mÃ¶glich sei, WitterungseinflÃ¼sse wie Hitze, KÃ¤lte, Zugluft und Feuchtigkeit
sowie Staubentwicklung nicht auszuschlieÃ�en seien, Lager- und
VersandtÃ¤tigkeiten zumindest zeitweilig unter Zeitdruck erfolgten und ein
jederzeitiger Wechsel der Haltungsarten nicht mÃ¶glich sei. AuÃ�erdem werde
hÃ¤ufig Schichtarbeit gefordert.

In der QualitÃ¤tskontrolle reiche die Palette der BeschÃ¤ftigten vom Angelernten
ohne Berufsausbildung fÃ¼r einfache FunktionsÃ¼berprÃ¼fungen bis hin zum
Ingenieur fÃ¼r komplexe Laboruntersuchungen, wobei die VerÃ¤nderungen der
Arbeitsorganisation und der FertigungsablÃ¤ufe zu einer Reduzierung einfacher
KontrolltÃ¤tigkeiten gefÃ¼hrt habe. Entsprechende ArbeitsplÃ¤tze wÃ¼rden
erfahrungsgemÃ¤Ã� Ã¼berwiegend mit firmeneigenen Ã¤lteren und/oder
leistungsgeminderten BeschÃ¤ftigten im Rahmen einer Umorganisation besetzt.
HÃ¤ufige Anforderungen, die der KlÃ¤ger nicht erfÃ¼lle, seien im Ã�brigen
Berufserfahrung, Schichtbereitschaft und ein gewisses MaÃ� an
Fingergeschicklichkeit. Eine TÃ¤tigkeit an laufenden Maschinen sei nicht generell
auszuschlieÃ�en, ein jederzeitiger Wechsel der Haltungsart nach eigenem Ermessen
nicht mÃ¶glich. Die Arbeiten erfolgten unter gelegentlichem bis stÃ¤ndigem
Zeitdruck bzw. in festgelegtem Arbeitsrhythmus.

Hinsichtlich einer TÃ¤tigkeit als Verpacker sei die Bandbreite der konkret am
Arbeitsplatz auszufÃ¼hrenden TÃ¤tigkeiten sehr groÃ�. In der Regel sei davon
auszugehen, dass es sich um industrielle oder vergleichbare Fertigungsprozesse mit
FlieÃ�bandproduktion handele, was allein oder in Kombination mit Zeit- und
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StÃ¼ckakkord aber regelmÃ¤Ã�ig einseitige kÃ¶rperliche Belastungen ohne die
MÃ¶glichkeit des Wechsels der KÃ¶rperhaltung nach eigenem Ermessen, Arbeit an
laufenden Maschinen, unter Zeitdruck und im festgelegten Arbeitsrhythmus mit sich
bringe und hÃ¤ufig mit Schichtarbeit verbunden sei. Meist seien Schnelligkeit und
oft auch Fingerfertigkeit gefragt. Wegen seiner EinschrÃ¤nkungen komme der
KlÃ¤ger dafÃ¼r nicht in Betracht. Andere TÃ¤tigkeiten, die er unter Beachtung aller
seiner gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen ausÃ¼ben kÃ¶nne, seien nicht bekannt.
Wegen der Einzelheiten der berufskundlichen Auskunft wird auf Bl. 260 bis Bl. 278
GA verwiesen.

Die Beklagte ist der Auffassung, dass diese "Feststellungen" des
Landesarbeitsamtes Berlin-Brandenburg schon deshalb nicht verwertbar seien, weil
in der diesbezÃ¼glichen richterlichen Anfrage vom 23. September 2002 das
RestleistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zu negativ dargestellt worden sei. FÃ¼r eine
EinschrÃ¤nkung der Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit ergÃ¤ben sich nach
nochmaliger Ã�berprÃ¼fung der Unterlagen durch die Ã�rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin und Sozialmedizin Dr. G keine Anhaltspunkte. Dieses Merkmal sei
fÃ¼r TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes im Ã�brigen irrelevant. Ein
jederzeitiger Haltungswechsel nach freiem Belieben sei nicht erforderlich, denn Dr.
E habe seine diesbezÃ¼gliche Forderung dahingehend eingeschrÃ¤nkt, dass der
Wechsel in dem vom KlÃ¤ger genannten, ihm mÃ¶glichen Rhythmus mÃ¶glich sein
solle. Dies beinhalte aber lediglich die Beschreibung einer TÃ¤tigkeit im Wechsel
der Haltungsarten ohne weitere EinschrÃ¤nkungen. UnabhÃ¤ngig davon handele es
sich bei der Stellungnahme des Landesarbeitsamtes Berlin-Brandenburg aber
keinesfalls um eine "berufskundliche Auskunft", weil lediglich die bei den
ArbeitsÃ¤mtern im gesamten Bundesgebiet eingegangenen Stellenangebote
ausgewertet worden seien. Diese spiegelten jedoch nicht die RealitÃ¤t des
Arbeitsmarktes wider, weil sie lediglich die Wunschvorstellungen der Firmen und
nicht das tatsÃ¤chliche Anforderungsprofil fÃ¼r die angebotene TÃ¤tigkeit
beinhalteten. SchlieÃ�lich komme es nicht auf angebotene ArbeitsplÃ¤tze an,
sondern darauf, ob sie Ã¼berhaupt existierten. Dies sei aber nicht weiter
klÃ¤rungsbedÃ¼rftig, da der KlÃ¤ger Ã¼ber ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen verfÃ¼ge und weder eine Summierung ungewÃ¶hnlicher
LeistungseinschrÃ¤nkungen noch eine schwere spezifische
LeistungseinschrÃ¤nkung gegeben sei. Insoweit hat die Beklagte auf das Urteil des
LSG Berlin vom 6. Februar 2002 â�� L 17 RJ 31/01 â�� Bezug genommen. Vor der
PrÃ¼fung solcher AusnahmefÃ¤lle sei nach dem Urteil des BSG vom 11.Mai 1999
â�� B 13 RJ 71/97 R â�� jedoch erst einmal festzustellen, ob das
RestleistungsvermÃ¶gen des Versicherten ihm kÃ¶rperliche Verrichtungen wie z.B.
Zureichen, Abnehmen, Transportieren, Reinigen, Bedienen von Maschinen, Kleben,
Sortieren, Verpacken, Zusammensetzen von Teilen usw. erlaube, die in ungelernten
TÃ¤tigkeiten gefordert zu werden pflegten. Nach Aktenlage sei der KlÃ¤ger zu
derartigen einfachen Verrichtungen ohne weiteres in der Lage, Gegenteiliges habe
er nicht vorgetragen.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 10. Januar 1995 aufzuheben und die Klage
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abzuweisen, hilfsweise
1. den KlÃ¤ger unter BerÃ¼cksichtigung der nach dem Urteil des
Bundessozialgerichts vom 25. MÃ¤rz 1998 zu klÃ¤renden Fragen erneut
orthopÃ¤disch begutachten und dabei auch feststellen zu lassen, ob er in der Lage
wÃ¤re, die in der Entscheidung des BSG vom 11. Mai 1999 zum Az.: â�� B 13 RJ
71/97 R â�� aufgefÃ¼hrten kÃ¶rperlichen Verrichtungen auszufÃ¼hren,
2. ein augenÃ¤rztliches Gutachten einzuholen,
3. die Stellungnahme eines berufskundlichen SachverstÃ¤ndigen zu der Frage
einzuholen, ob und gegebenenfalls welche VerweisungstÃ¤tigkeiten dem KlÃ¤ger
noch objektiv und subjektiv zumutbar wÃ¤ren.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er hÃ¤lt das angefochtene Urteil weiterhin fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat die berufskundlichen AuskÃ¼nfte zur TÃ¤tigkeit eines Postlesers und
Telefonisten aus dem Verfahren des SG Berlin â�� S 35 RA 5249/95 W 99 â�� in das
Verfahren eingefÃ¼hrt und den Beteiligten zur Kenntnis gegeben.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts wird auf die von den Beteiligten
gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen sowie auf den sonstigen Akteninhalt
Bezug genommen. Die den KlÃ¤ger betreffende Rentenakte der Beklagten hat
vorgelegen und ist Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung der Beklagten ist nicht begrÃ¼ndet. Dem KlÃ¤ger steht
eine Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit seit dem 1. MÃ¤rz 1993 zu, wie der Senat
bereits im Urteil vom 14. Februar 1997 unter BestÃ¤tigung der ersten Instanz
entschieden hatte. Die ergÃ¤nzende SachprÃ¼fung, die nach Aufhebung des Urteils
durch das BSG und ZurÃ¼ckverweisung der Sache erforderlich geworden ist, hat
die zuvor in erster und zweiter Instanz ergangenen Entscheidungen im Ergebnis
bestÃ¤tigt.

Die rechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit sind im Widerspruchsbescheid der Beklagten vom 7.
Dezember 1993 zutreffend dargelegt, so dass hierauf Bezug genommen werden
kann. GemÃ¤Ã� Â§ 300 Abs. 2 SGB VI ist weiterhin Â§ 44 SGB VI in der bis zum 31.
Dezember 2000 geltenden Fassung maÃ�gebend.

Dass der KlÃ¤ger die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen fÃ¼r eine
RentengewÃ¤hrung ab 1. MÃ¤rz 1993 erfÃ¼llt, ist angesichts der im Tatbestand
wiedergegebenen nachgewiesenen VersicherungsbeitrÃ¤ge nicht zweifelhaft.
DarÃ¼ber hinaus sind auch die Voraussetzungen fÃ¼r die Annahme von
ErwerbsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 44 Abs. 2 SGB VI a.F. erfÃ¼llt.
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Nach dieser Vorschrift sind erwerbsunfÃ¤hig Versicherte, die wegen Krankheit oder
Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind, eine ErwerbstÃ¤tigkeit in
gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder Arbeitsentgelt oder
Arbeitseinkommen zu erzielen, das ein Siebtel der monatlichen BezugsgrÃ¶Ã�e
Ã¼bersteigt. Hiervon ausgehend beurteilt sich die ErwerbsfÃ¤higkeit eines
Versicherten nicht allein nach der FÃ¤higkeit, Arbeiten zu verrichten, sondern auch
danach, ob er durch eine TÃ¤tigkeit EinkÃ¼nfte in einer bestimmten
GrÃ¶Ã�enordnung erzielen kann. Daher fehlt auch bei vollschichtigem
LeistungsvermÃ¶gen eines Versicherten fÃ¼r ihn die FÃ¤higkeit, eine
ErwerbstÃ¤tigkeit in gewisser RegelmÃ¤Ã�igkeit auszuÃ¼ben oder mehr als
geringfÃ¼gige EinkÃ¼nfte durch ErwerbstÃ¤tigkeit zu erzielen, wenn er nur noch
VollzeitarbeitsplÃ¤tze ausfÃ¼llen kann, die in dieser Weise in der Arbeitswelt als
ErwerbsmÃ¶glichkeiten nicht oder nicht mehr vorhanden sind. Das ist beim KlÃ¤ger
der Fall.

Nach dem Gesamtergebnis der medizinischen Ermittlungen im Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren ist das LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers zwar nicht quantitativ,
wohl aber qualitativ eingeschrÃ¤nkt, und das ganz erheblich.

Der KlÃ¤ger kann mit RÃ¼cksicht auf seine verschiedenen Leiden, wovon im
Wesentlichen auch die Beklagte ausgeht â�� vgl. das zuletzt unter dem 22.
November 1996 vom PrÃ¼farzt Dr. F aufgestellte Leistungsprofil â�� vollschichtig
nur noch leichte Arbeiten in geschlossenen RÃ¤umen unter Ausschluss von Hitze,
KÃ¤lte, Staub, Feuchtigkeit und Zugluft verrichten. Einseitige kÃ¶rperliche
Belastungen, hÃ¤ufiges BÃ¼cken, Knien, Hocken und Ã�berkopfarbeit, TÃ¤tigkeiten
unter Zeitdruck, Akkord- und FlieÃ�bandarbeiten sind ebenso unzumutbar wie
Arbeiten in festgelegtem Arbeitsrhythmus, an laufenden Maschinen sowie auf
Leitern und GerÃ¼sten. Das Heben und Tragen von Lasten ist nur bis 5, allenfalls
gelegentlich bis 10 kg mÃ¶glich. Die Fingergeschicklichkeit und der kraftvolle
Einsatz der â�� beim KlÃ¤ger fÃ¼hrenden â�� rechten Hand sind durch eine
schmerzhafte Arthritis mit Schwellneigung der Finger, insbesondere des
Daumenendgelenkes, eingeschrÃ¤nkt, die Belastbarkeit der WirbelsÃ¤ule, Arme
und Beine ist vermindert. Seine Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit ist
eingeschrÃ¤nkt. Ferner bestehen eine erhebliche BeeintrÃ¤chtigung des
SehvermÃ¶gens auf dem linken unfallgeschÃ¤digten Auge und eine Stabsichtigkeit
rechts ( Unfallgutachten Dr. H und Prof. Dr. W).

Hinsichtlich der KÃ¶rperhaltung gehen alle Gutachter wie auch der PrÃ¼farzt Dr. F
davon aus, dass der KlÃ¤ger nur im Wechsel zwischen Sitzen und Stehen bzw.
Gehen arbeiten kann. Dabei folgt aus den verschiedenen aktenkundigen Leiden, die
der Gutachter Dr. E im Einzelnen ausfÃ¼hrlich dargestellt hat, dass der KlÃ¤ger im
Wechsel aller drei Haltungsarten arbeiten soll, denn die VerschleiÃ�erscheinungen
an der WirbelsÃ¤ule gestatten keine TÃ¤tigkeiten Ã¼berwiegend oder
ausschlieÃ�lich im Gehen und Stehen, wÃ¤hrend infolge des erheblichen
Krampfaderleidens an beiden Unterschenkeln TÃ¤tigkeiten mit lÃ¤ngerem Sitzen
oder Stehen unzumutbar sind. Wie lange der KlÃ¤ger in jeder dieser Haltungsarten
arbeiten kann, hat Dr. E in seiner ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 3. Oktober
2000 prÃ¤zisiert. Danach kann der KlÃ¤ger ununterbrochen 60 Minuten sitzen, 30
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Minuten gehen und 20 Minuten stehen. Diese Angaben des KlÃ¤gers hat Dr. E unter
BerÃ¼cksichtigung der objektiven Befunde ausdrÃ¼cklich als glaubhaft beurteilt.
Vom zeitlichen Gewicht her "Ã¼berwiegt" damit das Sitzen, aber nicht in dem
Sinne, dass ein kurzes Aufstehen bzw. Umhergehen zur Entlastung ausreichend
wÃ¤re, vielmehr soll es unter Zugrundelegung der genannten Intervalle nur ca. 60
% eines achtstÃ¼ndigen Arbeitstages umfassen, aber nicht hintereinander, sondern
unterbrochen durch Arbeitsphasen im Gehen und Stehen. Dies leuchtet ein, weil
beim KlÃ¤ger zusÃ¤tzlich zu der Bandscheibenproblematik im LWS-Bereich noch die
erheblichen venÃ¶sen DurchblutungsstÃ¶rungen mit Konvoluten an beiden
Unterschenkeln zu berÃ¼cksichtigen sind, die Dr. E in seinem Gutachten
angefÃ¼hrt hat und die eine hÃ¤ufig wechselnde KÃ¶rperhaltung ohne lÃ¤ngeres
Sitzen erfordern.

BekrÃ¤ftigt hat der Gutachter auch seine bisherige EinschÃ¤tzung, dass dem
KlÃ¤ger zur Schmerzlinderung jederzeit nach freiem Entschluss ein entlastender
Wechsel der Arbeitshaltung zwischen Gehen, Stehen und Sitzen mÃ¶glich sein
sollte, denn er kÃ¶nne auch mit Beschwerden nicht lÃ¤nger in einer Haltungsart
bleiben. Mit anderen Worten kann dem KlÃ¤ger nicht zugemutet werden, unter
Hinnahme der Schmerzen in einer durch die Arbeit vorgegebenen Haltung zu
verharren. Erhebliche und rezidivierende SchmerzzustÃ¤nde sind insbesondere
wegen einer nachgewiesenen deutlichen breitbasigen BandscheibenvorwÃ¶lbung
mit Kontakt zu den nervÃ¶sen Strukturen im Segment L5/S1 glaubhaft. Zwar war
bei der Begutachtung durch Dr. E aktuell keine Nervenwurzelreizung feststellbar,
der KlÃ¤ger war allerdings wegen Lumbalgien und Lumboischialgien wiederholt und
lÃ¤ngerfristig in fachÃ¤rztlicher Behandlung.

Auf Befragen hat Dr. E auch daran festgehalten, dass die betriebsÃ¼blichen Pausen
fÃ¼r den KlÃ¤ger ausreichend sind, eine Arbeitsunterbrechung ist bei dem
geforderten Haltungswechsel nicht notwendig, d.h. der KlÃ¤ger benÃ¶tigt zur
Beschwerdelinderung oder -vermeidung keine zusÃ¤tzlichen Pausen, sondern
"lediglich" einen hÃ¤ufigen Wechsel zwischen den drei Haltungsarten, die ihm
ununterbrochen hÃ¶chstens in dem oben genannten zeitlich unterschiedlichen
Umfang mÃ¶glich sind, wobei er bei Beschwerden jederzeit nach seinen
BedÃ¼rfnissen die Haltung wechseln kÃ¶nnen muss.

Das so beschriebene Leistungsprofil des KlÃ¤gers steht zur Ã�berzeugung des
Senats bei zusammenfassender WÃ¼rdigung der im Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren eingeholten bzw. im Wege des Urkundenbeweises
herangezogenen Gutachten fest, wobei die LeistungseinschrÃ¤nkungen im
wesentlichen seit Antragstellung bestehen und es fÃ¼r eine
entscheidungserhebliche Verbesserung in der Zwischenzeit keinerlei konkrete
Anhaltspunkte gibt.

Einer weitergehenden medizinischen Beweisaufnahme bedurfte es entgegen der
Auffassung der Beklagten nicht.

Der Senat musste sich insbesondere nicht gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen, eine erneute
orthopÃ¤dische Begutachtung des KlÃ¤gers zu veranlassen. Dazu bietet auch der
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erste Hilfsantrag der Beklagten keine Veranlassung. Zwar liegt die letzte
Untersuchung durch Dr. E in der Tat schon mehrere Jahre zurÃ¼ck. Es besteht aber
kein Anlass fÃ¼r die Annahme, dass sich der Gesundheitszustand und das
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers gebessert haben kÃ¶nnten, denn sowohl Dr. E
als auch Dr. Dr. Z haben die Beweisfrage nach der begrÃ¼ndeten Aussicht auf
Besserung verneint. Dies ist auch ohne weiteres einleuchtend, weil die Leiden des
KlÃ¤gers degenerativer Art sind, wovon die Beklagte ebenfalls ausgeht.

Vom BSG ist dem Senat lediglich aufgegeben worden, die aus dessen Sicht nicht
eindeutig nachvollziehbare Anforderung einer jederzeit nach freiem Entschluss
hÃ¤ufig wechselnden KÃ¶rperhaltung "z.B. durch Nachfrage bei diesem
SachverstÃ¤ndigen" weiter aufzuklÃ¤ren.

Dem ist der Senat nachgekommen.

Soweit die Beklagte die Dr. E dabei vorgelegten Fragen beanstandet hat â��
allerdings erst, nachdem dessen gutachterliche Stellungsnahme dazu bereits
ergangen war â�� ist ihr entgegenzuhalten, dass dieser Gutachter ein langjÃ¤hrig
erfahrener, sehr souverÃ¤ner Arzt und SachverstÃ¤ndiger ist, der zweifellos auch
ohne ausdrÃ¼ckliche dahingehende gerichtliche Frage seine
LeistungseinschÃ¤tzung revidiert hÃ¤tte, wenn er dazu einen Anlass gesehen
hÃ¤tte. Es ist hervorzuheben, dass Dr. E, der vom erkennenden Senat seit vielen
Jahren mit der Erstattung von Rentengutachten beauftragt wird, nur in wenigen
SonderfÃ¤llen einen Wechsel der drei Haltungsarten nach den individuellen
BedÃ¼rfnissen eines Versicherten zur Schmerzlinderung als medizinisch
erforderlich angesehen hat. Entgegen der Behauptung der Beklagten ist er damit im
vorliegenden Fall keineswegs nur den subjektiven Angaben des KlÃ¤gers gefolgt,
sondern hat nachvollziehbar und Ã¼berzeugend begrÃ¼ndet, auf Grund welcher
objektiv erhobenen Befunde er die vom KlÃ¤ger geschilderten Beschwerden fÃ¼r
glaubhaft und die angegebenen EinschrÃ¤nkungen bezÃ¼glich der ihm zumutbaren
Haltungsarten fÃ¼r geboten hÃ¤lt. HinzugefÃ¼gt hat er, und dies ungefragt, bei
welchen TÃ¤tigkeiten ein solcher Haltungswechsel nach freiem Entschluss seiner
Meinung nach mÃ¶glich ist, was zeigt, dass er sich nicht strikt auf die Beantwortung
der ihm vorgegebenen Fragen beschrÃ¤nkt, sondern darÃ¼ber hinaus das zum
Ausdruck bringt, was ihm aus seiner Sicht darÃ¼ber hinaus wichtig oder hilfreich
erscheint.

Soweit die Beklagte im Rahmen einer erneuten orthopÃ¤dischen Begutachtung
festgestellt haben wollte, ob der KlÃ¤ger in der Lage wÃ¤re, " die in der
Entscheidung des BSG vom 11. Mai 1999 â�� B 13 RJ 71/97 R â�� aufgefÃ¼hrten
kÃ¶rperlichen Verrichtungen auszufÃ¼hren", handelt es sich nicht um eine
medizinische, sondern um eine berufskundliche Fragestellung, zu deren
Beantwortung ein OrthopÃ¤de grundsÃ¤tzlich nicht berufen ist.

Dem unsubstantiierten weiteren Hilfsantrag der Beklagten, ein augenÃ¤rztliches
Gutachten einzuholen, brauchte der Senat ebenfalls nicht zu entsprechen. Es liegen
aus dem Rechtsstreit des KlÃ¤gers gegen die Berufsgenossenschaft mehrere seit
Juni 1993 eingeholte augenfachÃ¤rztliche Gutachten vor, die der Senat im Wege
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des Urkundenbeweises in das vorliegende Verfahren eingefÃ¼hrt hat und aus
denen die konkreten BeeintrÃ¤chtigungen des SehvermÃ¶gens des KlÃ¤gers auf
beiden Augen hervorgehen, die auch fÃ¼r das seit Februar 1993 gegenÃ¼ber der
Beklagten geltend gemachte Rentenbegehren von Bedeutung sind. Eine
EinschrÃ¤nkung des beidÃ¤ugigen Sehens in der NÃ¤he hatte im Ã¼brigen auch
das von Dr. H im September 1993 fÃ¼r die Beklagte erstattete Rentengutachten
ergeben.

Mit dem ihm verbliebenen RestleistungsvermÃ¶gen kann der KlÃ¤ger seinen
bisherigen Beruf als â�� ungelernter â�� Bauarbeiter offensichtlich nicht mehr
ausÃ¼ben, was zwischen den Beteiligten auch nicht streitig ist.

Was die Suche nach VerweisungstÃ¤tigkeiten anbelangt, die den KrÃ¤ften und
FÃ¤higkeiten des Versicherten entsprechen, ist nach der vom GroÃ�en Senat (GrS)
des BSG bestÃ¤tigten Rechtsprechung davon auszugehen, dass einem Versicherten
grundsÃ¤tzlich zumindest eine TÃ¤tigkeit konkret zu benennen ist, die er noch
ausÃ¼ben kann ( vgl. BSG SozR 3-2600 Â§ 44 Nr. 8). Eine derartige Bezeichnung
einer VerweisungstÃ¤tigkeit ist aber in der Regel nicht erforderlich, wenn ein auf
den allgemeinen Arbeitsmarkt ungelernter TÃ¤tigkeiten verweisbarer Versicherter
zwar nicht mehr zu kÃ¶rperlich schweren, aber noch zu mittelschweren oder
leichten TÃ¤tigkeiten in der Lage ist. Anders verhÃ¤lt es sich bei Vorliegen einer
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder einer schweren
spezifischen Leistungsbehinderung. Auch die MÃ¶glichkeit der praktischen
Verschlossenheit des Arbeitsmarktes ist in diesem Zusammenhang von Bedeutung.
Die Entbehrlichkeit der konkreten Benennung einer VerweisungstÃ¤tigkeit beurteilt
sich mithin danach, ob ohne weiteres davon ausgegangen werden kann, dass es auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt fÃ¼r die an sich noch mÃ¶gliche VollzeittÃ¤tigkeit
eine ausreichende Zahl von ArbeitsplÃ¤tzen gibt, oder ob ernste Zweifel daran
aufkommen, dass der Versicherte mit dem ihm verbliebenen LeistungsvermÃ¶gen
in einem Betrieb einsetzbar ist. Die Bezeichnungspflicht hÃ¤ngt danach von Anzahl,
Art und Umfang der beim Versicherten bestehenden qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen ab (vgl. zu alledem u.a. Urteil des BSG vom 11. Mai
1999 â�� B 13 RJ 71/97 R â�� m.w.N).

Die beim KlÃ¤ger zu berÃ¼cksichtigenden vielfÃ¤ltigen qualitativen
LeistungseinschrÃ¤nkungen begrÃ¼nden bereits auf den ersten Blick Zweifel an
seiner Einsetzbarkeit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt fÃ¼r Ungelernte. Zu dieser
EinschÃ¤tzung ist auch das BSG in seinem im vorliegenden Verfahren ergangenen
Urteil vom 25. MÃ¤rz 1998 gelangt, in dem es ausgefÃ¼hrt hat, es bestÃ¼nde hier
"ein deutlicher Hinweis auf das Fehlen von TÃ¤tigkeitstypen (meist anders
ausgedrÃ¼ckt: Verschlossenheit des Arbeitsmarktes) und somit ein Anlass zu
Ermittlungen".

Diese hatten sich nicht auf die Frage zu beschrÃ¤nken, ob es in der Arbeitswelt
typischerweise eine TÃ¤tigkeit gibt, die dem LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers
entspricht, sondern es war zu klÃ¤ren, welche konkret zu benennende
VerweisungstÃ¤tigkeit fÃ¼r den KlÃ¤ger in Betracht kommt, denn bei ihm liegt eine
Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen vor.

                            15 / 20

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2600%20§%2044%20Nr.%208
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2013%20RJ%2071/97%20R


 

Das BSG hat in dem oben zitierten Urteil des 13. Senats nochmals klargestellt, dass
"der leicht missverstÃ¤ndliche Begriff der ungewÃ¶hnlichen
LeistungseinschrÃ¤nkungen" grundsÃ¤tzlich alle die EinschrÃ¤nkungen umschreibe,
die nicht bereits von dem Erfordernis "kÃ¶rperlich leichte Arbeit" erfasst wÃ¼rden,
also in dieser Hinsicht nicht als "gewÃ¶hnlich" angesehen werden kÃ¶nnten. Zu den
danach "ungewÃ¶hnlichen" LeistungseinschrÃ¤nkungen zÃ¤hlt das BSG
ausdrÃ¼cklich solche, die das SehvermÃ¶gen, die Handbeweglichkeit oder die
Einwirkung bestimmter WitterungseinflÃ¼sse (zB KÃ¤lte, NÃ¤sse, Staub) betreffen.
In allen diesen Bereichen sind beim KlÃ¤ger EinschrÃ¤nkungen zu beachten, ferner
die oben im einzelnen aufgefÃ¼hrten Besonderheiten hinsichtlich des Wechsels der
drei Haltungsarten, die ebenfalls nicht schon im Merkmal "leichte Arbeit" enthalten
sind.

Nach dem Ergebnis der vom Senat angestellten berufskundlichen Ermittlungen gibt
es auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt keine TÃ¤tigkeit, die dem vielfach und
erheblich eingeschrÃ¤nkten LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers entspricht.

Das Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg konnte in seiner berufskundlichen
Auskunft vom 10. Dezember 2002 keine einzige dem KlÃ¤ger unter Beachtung aller
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen mÃ¶gliche TÃ¤tigkeit nennen.

Dies stimmt mit den Erkenntnissen, die der Senat in zahlreichen anderen Verfahren
gewonnen hat, Ã¼berein. Wie der Senat bereits in seinem der Beklagten
bekannten, rechtskrÃ¤ftigen Urteil vom 14. Dezember 2000 â�� L 5 RJ 30/95 W 00
â�� ausgefÃ¼hrt hat, ist ein Arbeitsplatz, auf dem ein ungelernter oder einfach
angelernter Arbeiter im Wechsel der drei Haltungsarten Gehen, Stehen und Sitzen
tÃ¤tig ist und nach freiem Entschluss die Haltungsart selbst jederzeit be-stimmen
kann, auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unÃ¼blich, denn die jeweilige
Arbeitshaltung wird â�� jedenfalls im Bereich ungelernter oder einfach angelernter
Arbeiten â�� von der jeweils zu verrichtenden Arbeit bestimmt. Es unterliegt
keinesfalls dem freien Entschluss eines ungelernten oder einfach angelernten
Arbeiters, seine Arbeitshaltung entsprechend seinen gesundheitlichen
BedÃ¼rfnissen zu wechseln. Zwar wÃ¤re es vorstellbar, eine Arbeit, die
grundsÃ¤tzlich im Stehen zu verrichten ist â�� also zum Beispiel eine Arbeit in einer
Fabrik an einer Maschine -, auch im Sitzen (mittels einer Stehhilfe) auszufÃ¼hren.
Umgekehrt kann mÃ¶glicherweise eine Arbeit, die grundsÃ¤tzlich im Sitzen zu
verrichten ist, auch im Stehen verrichtet werden. Dann scheidet aber jedenfalls die
dritte, ebenfalls geforderte Haltungsart, nÃ¤mlich das Umherlaufen, aus.
SchlieÃ�lich besteht bei einer Arbeit, die grundsÃ¤tzlich im Gehen zu verrichten ist,
also z.B. bei einer BotentÃ¤tigkeit, nicht die MÃ¶glichkeit, diese jederzeit nach
freiem Entschluss des Arbeitnehmers durch Sitzen oder Stehen zu unterbrechen,
weil der Zweck der BotentÃ¤tigkeit gerade darin besteht, GegenstÃ¤nde oder
Nachrichten von einem Ort zum andern zu transportieren.

Abgesehen von diesem beim KlÃ¤ger erforderlichen Wechsel zwischen allen drei
Haltungsarten ist der Bereich der fÃ¼r ihn infrage kommenden ArbeitsplÃ¤tze auch
wegen anderer qualitativer EinschrÃ¤nkungen reduziert. Der KlÃ¤ger soll nÃ¤mlich
z.B. auch nur noch in geschlossenen RÃ¤umen und unter Vermeidung von Hitze,
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KÃ¤lte, Staub, Feuchtigkeit und Zugluft arbeiten. Damit sind wiederum eine Vielzahl
von ArbeitsplÃ¤tzen des allgemeinen Arbeitsmarktes z.B. im Freien, also im
Baugewerbe sowohl des Hoch- und des Tiefbaus als auch des StraÃ�enbaus, in
KÃ¼hl- oder HeizhÃ¤usern und in Waschanstalten ausgeschlossen.

FÃ¼r einfache BÃ¼rotÃ¤tigkeiten kommt der KlÃ¤ger aus verschiedenen
GrÃ¼nden nicht in Betracht. Vielfach Ã¼berwiegt dabei die Haltungsart des Sitzens
in einem Umfang, der dem KlÃ¤ger nicht zutrÃ¤glich ist. DemgegenÃ¼ber sind auf
einer Poststelle im Einzelfall Pakete und AktenbÃ¼ndel zu heben und zu tragen, die
weit mehr als die dem KlÃ¤ger noch zumutbaren 5 kg bzw. hÃ¶chstens 10 kg
wiegen, wie dem Senat und auch der Beklagten aus Ermittlungen in frÃ¼heren
Rechtsstreitigkeiten bekannt ist.

Die vom Gutachter Dr. E und im Anschluss auch von der Beklagten konkret
genannten TÃ¤tigkeiten eines Postlesers oder Telefonisten sind dem KlÃ¤ger aus
mehreren GrÃ¼nden nicht zumutbar. Unter BerÃ¼cksichtigung der hierzu vom
Senat in das Verfahren eingefÃ¼hrten berufskundlichen Unterlagen sind diese
Berufe zwar mÃ¶glicherweise im Wechsel aller drei Haltungsarten durchfÃ¼hrbar,
wobei aber der Arbeit im Gehen nur zeitlich geringe Bedeutung zukommen dÃ¼rfte.
Das Verfahren vor der 35. Kammer, in dem die genannten Berufe als zumutbare
VerweisungstÃ¤tigkeiten benannt und vom Gericht bestÃ¤tigt wurden, betraf einen
beinamputierten, prothesenversorgten Versicherten mit guter Beweglichkeit,
dessen Hobby der Computer war und der nach gutachterlicher EinschÃ¤tzung eine
vollschichtige leichte BÃ¼rotÃ¤tigkeit ausÃ¼ben konnte, sofern ihm dabei
mÃ¶glich war, etwa im Stundenrhythmus aufzustehen und dadurch die Muskulatur
zu entlasten. DemgegenÃ¼ber ist fÃ¼r den hiesigen KlÃ¤ger wegen seiner
DurchblutungsstÃ¶rungen auch hÃ¤ufige Bewegung bei der Arbeit wichtig.

Insbesondere aber ist nicht ersichtlich, dass der KlÃ¤ger inhaltlich einer dieser
TÃ¤tigkeiten gewachsen sein kÃ¶nnte, die darin bestehen, eine bestimmte Menge
Post zu lesen und nach bestimmten Merkmalen zu sortieren bzw. am Telefon
eingehende VermittlungswÃ¼nsche oder Auskunftsbegehren zu bearbeiten, denn
ihm fehlt dafÃ¼r die erforderliche Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit.

Entgegen der Auffassung der Beklagten kann dieses Merkmal durchaus auch bei
einem Versicherten von Bedeutung sein, der â�� wie der KlÃ¤ger â�� als
Ungelernter auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar ist. Zwar ist die
Verweisung auf nach seinem beruflichen Werdegang berufsfremde TÃ¤tigkeiten
grundsÃ¤tzlich zulÃ¤ssig, ein Versicherter darf dadurch jedoch gesundheitlich, aber
auch wissens- und kÃ¶nnensmÃ¤Ã�ig nicht Ã¼berfordert werden (BSGE 9, 254,
257). So ist beispielsweise zu berÃ¼cksichtigen, dass ein Versicherter, der viele
Jahre lang grobe Arbeiten ohne oder mit wenig Gelegenheit zur Kommunikation
verrichtet hat, auf Arbeiten mit Publikumsverkehr â�� wie bei einem Telefonisten
â�� nicht ohne weiteres verweisbar ist (vgl. Urteil des BSG vom 6. Februar 1991 â��
13/5/4a RJ 47/87). Des Weiteren kann bei einem Versicherten, der â�� wie der
KlÃ¤ger â�� wÃ¤hrend seines gesamten Berufslebens nur kÃ¶rperliche Arbeit
geleistet hat und sich bereits im mittleren oder gar vorgerÃ¼ckten Lebensalter
befindet, nicht unbedingt vorausgesetzt werden, dass er sich auf die Verrichtung
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von "BÃ¼rohilfsarbeiten" â�� wie die eines Postlesers â�� umstellen kann (vgl. BSG
SozR 3-2600 Â§ 1246 Nr. 45 und Urteil des BSG vom 23. August 2001 â�� B 13 RJ
13/01 R â�� m.w.N.).

Der KlÃ¤ger, der aus einem tÃ¼rkischen Dorf stammt, Ã¼ber eine eingeschrÃ¤nkte
Schulbildung verfÃ¼gt und in Deutschland von 1969 bis ca. 1991 stets ungelernte
Arbeiten auf dem Bau verrichtet hat, kann mangels jeglicher Erfahrungen mit
BÃ¼roarbeiten und mit RÃ¼cksicht auf seine gutachterlich festgestellte
EinschrÃ¤nkung seiner Umstellungs- und AnpassungsfÃ¤higkeit nicht auf die ihm
auch von der Beklagten angesonnenen TÃ¤tigkeiten eines Postlesers oder
Telefonisten verwiesen werden, weil es fÃ¼r ihn vÃ¶llig andersartige Arbeiten
wÃ¤ren, als er sie je verrichtet hat, und diese auch im Arbeitsalltag eine gewisse
FlexibilitÃ¤t verlangen.

Zu weiteren Ermittlungen bezÃ¼glich dieses Merkmals bestand keine Veranlassung.
Wenn die erfahrene hauptamtliche Gutachterin Dr. Hvom Ã�rztlichen Dienst
derBeklagtennach einer eingehenden und umfassenden Untersuchung des KlÃ¤gers
den persÃ¶nlichen Eindruck gewonnen hat, dass die Umstellungs- und
AnpassungsfÃ¤higkeit des damals ca. 47 Jahre alten Versicherten eingeschrÃ¤nkt
ist, besteht fÃ¼r den Senat â�� wie offensichtlich auch fÃ¼r den PrÃ¼farzt Dr. F in
seinem fÃ¼r die Beklagte im Berufungsverfahren zusammenfassend erstellten
Leistungsprofil des KlÃ¤gers vom 22. November 1996 â�� kein Anlass, dies in
Zweifel zu ziehen. Dies gilt auch, nachdem die Beklagte in ihrem letzten Schriftsatz
vom 16. September 2003 in Abrede gestellt hat, dass beim KlÃ¤ger diese
FÃ¤higkeiten eingeschrÃ¤nkt sind, weil die nach Aktenlage ohne persÃ¶nliche
Kenntnis des KlÃ¤gers abgegebene, nicht nÃ¤her begrÃ¼ndete Stellungnahme der
Frau Dr. G hierfÃ¼r keine Grundlage bietet.

Auch als PfÃ¶rtner oder im Wachdienst kann der KlÃ¤ger nicht mehr eingesetzt
werden, weil der bei ihm speziell erforderliche Haltungswechsel zwischen allen drei
Haltungsarten dabei nicht gewÃ¤hrleistet ist und der KlÃ¤ger insbesondere auch
nicht den dort Ã¼blichen Schichtdienst verrichten kann. SchlieÃ�lich kommt auch
eine TÃ¤tigkeit als Museumsaufsicht fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht in Betracht, weil eine
solche TÃ¤tigkeit durch stundenlanges Stehen bzw. Verharren in einer Haltungsart
gekennzeichnet ist und nicht unbetrÃ¤chtliche Gewichte gehoben und getragen
werden mÃ¼ssen, wenn die als Museumsaufsicht eingesetzten ArbeitskrÃ¤fte beim
Verpacken und Verladen von Exponaten mitarbeiten mÃ¼ssen. Auch dies ist der
Beklagten wie dem Senat aus Ermittlungen in frÃ¼heren Rentenrechtsstreiten
bekannt.

FÃ¼r den KlÃ¤ger kommen auch die sonstigen von der Beklagten benannten, im
Tatbestand im einzelnen unter a) bis g) aufgefÃ¼hrten VerweisungstÃ¤tigkeiten
nicht in Betracht. Die von ihr Ã¼berreichte berufskundliche Stellungnahme des
Herrn S vom Arbeitsamt H-Mitte vom 20. September 1999 konnte im vorliegenden
Fall keine hinreichende Beurteilungsgrundlage darstellen, weil die von ihm zu
berÃ¼cksichtigenden qualitativen EinschrÃ¤nkungen im Rahmen leichter
kÃ¶rperlicher Arbeiten nur die BewÃ¤ltigung von Lasten Ã¼ber 5/6 kg, eine
Ã¼berwiegend sitzende Arbeitsposition mit der MÃ¶glichkeit zum Wechsel der
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KÃ¶rperhaltung nach individuellem Bedarf sowie die Vermeidung besonderer
Zeitdruck- und Stressbelastungen (Akkord, Schicht, Nachtschicht) betrafen. Der
hiesige KlÃ¤ger ist demgegenÃ¼ber erheblich stÃ¤rker beeintrÃ¤chtigt, weil er u.a.
darÃ¼ber hinaus nur in geschlossenen RÃ¤umen ohne negative klimatische
Einwirkungen, nicht am FlieÃ�band, an laufenden Maschinen und in festgelegtem
Arbeitsrhythmus sowie ohne einseitige kÃ¶rperliche Belastungen einsetzbar ist und
zudem noch seine Fingergeschicklichkeit rechts sowie das SehvermÃ¶gen auf
beiden Augen eingeschrÃ¤nkt sind. Konkret den KlÃ¤ger betreffende
berufskundliche AuskÃ¼nfte, wie sie die Beklagte beantragt hat, waren von Herrn S
nicht zu erhalten.

Das Landesarbeitsamt Berlin-Brandenburg konnte in seiner unter dem 10.
Dezember 2002 erteilten berufskundlichen Stellungnahme die Zumutbarkeit der
von der Beklagten benannten VerweisungstÃ¤tigkeiten fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht
bestÃ¤tigen, weil in keinem Fall das positive und negative Leistungsprofil des
KlÃ¤gers mit den Ã¼blichen Anforderungen der genannten bzw. verwandten
TÃ¤tigkeiten in Einklang steht. Zusammengefasst scheitert nach dieser
Stellungnahme ein Einsatz des KlÃ¤gers in den genannten Bereichen jeweils im
wesentlichen aus folgenden GrÃ¼nden:

HelfertÃ¤tigkeiten in den verschiedensten Kommissionierungsbereichen setzen
hÃ¤ufig eine kÃ¶rperliche Belastbarkeit fÃ¼r zumindest zeitweilig mittelschwere,
eventuell auch schwere Arbeiten und die Einsetzbarkeit im Schichtdienst voraus, sie
erfolgen zumindest zeitweilig unter Zeitdruck, ein jederzeitiger Wechsel der
Haltungsart ist nicht mÃ¶glich, ein Einsatz nur in geschlossenen, temperierten
RÃ¤umen unter Ausschluss von Hitze, KÃ¤lte, Zugluft, Feuchtigkeit und Staub nicht
gewÃ¤hrleistet.

Einfache Kontroll- und PrÃ¼ftÃ¤tigkeiten sind durch VerÃ¤nderungen in der
Arbeitsorganisation und der FertigungsablÃ¤ufe deutlich reduziert worden, werden
Ã¼berwiegend mit firmeneigenen Ã¤lteren und/oder leistungsgeminderten
BeschÃ¤ftigten besetzt und erfordern im Ã�brigen hÃ¤ufig ein gewisses MaÃ� an
Fingergeschicklichkeit bei der Messmaschinenbedienung oder zur Dateneingabe
sowie die Einsetzbarkeit an laufenden Maschinen, unter Zeitdruck, bei einseitiger
kÃ¶rperlicher Belastung und ohne die MÃ¶glichkeit zum Wechsel der Haltungsart
nach eigenem Ermessen.

VerpackungstÃ¤tigkeiten in den verschiedensten Bereichen erfordern meist
Schnelligkeit, oft auch Fingerfertigkeit und kÃ¶rperliche Belastbarkeit, werden in
der Regel am FlieÃ�band ausgeÃ¼bt, auch im Akkord, an laufenden Maschinen und
in festgelegtem Arbeitsrhythmus und bieten nicht die MÃ¶glichkeit zum Wechsel
der KÃ¶rperhaltung nach eigenem Bedarf.

Der Senat hÃ¤lt diese Auskunft fÃ¼r fundiert und Ã¼berzeugend und legt sie seiner
Entscheidung zugrunde.

Die von der Beklagten mit Schriftsatz vom 16. September 2003 dagegen erhobenen
Beanstandungen liegen neben der Sache. Der SachverstÃ¤ndige B hat nicht "nur",
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sondern ergÃ¤nzend zu seinen allgemeinen berufskundlichen Informationen zu den
TÃ¤tigkeiten eines Kommissionierers, GÃ¼teprÃ¼fers und Verpackers als den
Oberbegriffen der von der Beklagten genannten VerweisungstÃ¤tigkeiten die
aktuellen einschlÃ¤gigen Stellenanzeigen bei weit Ã¼ber der HÃ¤lfte der deutschen
ArbeitsÃ¤mter analysiert. Das ist entgegen der Auffassung der Beklagten
keineswegs zu kritisieren, sondern sinnvoll und zweckmÃ¤Ã�ig, um eine fundierte
Auskunft Ã¼ber die sehr verschiedenartigen Anforderungsprofile dieser
TÃ¤tigkeiten geben zu kÃ¶nnen, die, soweit es sich um den Teilbereich der
ungelernten oder einfachen angelernten TÃ¤tigkeiten handelt, von den konkreten
Erfordernissen der Arbeitgeber in unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen geprÃ¤gt
sind. Inwieweit solche Stellen auf dem Arbeitsmarkt angeboten werden, ist
Ã¼berdies fÃ¼r die Frage von Bedeutung, ob es sich um sogenannte
SchonarbeitsplÃ¤tze fÃ¼r Ã¤ltere und/oder leistungsgeminderte BeschÃ¤ftigte des
eigenen Betriebes handelt, auf die ein Rentenbewerber nicht verwiesen werden
kann.

Die Auswertung von weit mehr als 500 angebotenen Stellen in den von der
Beklagten genannten TÃ¤tigkeitsbereichen hat den SachverstÃ¤ndigen B zu der
nachvollziehbar und einleuchtend begrÃ¼ndeten Ã�berzeugung gefÃ¼hrt, dass
derartige TÃ¤tigkeiten fÃ¼r den KlÃ¤ger nicht in Betracht kommen. Der Senat teilt
seine EinschÃ¤tzung.

Die von der Beklagten hilfsweise beantragte nochmalige Einholung einer
berufskundlichen Stellungnahme zu den EinsatzmÃ¶glichkeiten des KlÃ¤gers
kommt danach nicht in Betracht.

Nach alledem ist die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt dem Ergebnis in der
Hauptsache unter Einbeziehung auch der Kosten des Revisionsverfahrens.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 26.03.2004

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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